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Außenpolitik

1 Misstrauen belastet US-Chi- 

na-Beziehungen

Fast zwei Monate waren nach dem 

Besuch des stellvertretenden chinesi

schen Präsidenten Hu Jintao in Wa

shington und dem in diesem Zusam

menhang vom amerikanischen Ver

teidigungsminister Rumsfeld bekun

deten Wunsch, den bilateralen Aus

tausch im militärischen Bereich wieder 

aufzunehmen, bereits vergangen. Erst 

Anfang Juli folgte nach Ansicht von 

amerikanischen Kommentatoren mit 

der Entsendung von Peter Rodman, 

im amerikanischen Verteidigungsmi

nisterium leitend zuständig für inter

nationale Sicherheit, zu Gesprächen 

nach Beijing ein erster Folgeschritt in 

dieser Sache. Während seiner dreitägi

gen Chinareise traf Rodman zu Kon

sultationen mit dem stellvertretenden 

chinesischen Außenminister Li Zhao- 

xing und Verteidigungsminister Chi 

Haotian zusammen.

Allgemein wird die Tatsache, dass Bei

jing und Washington überhaupt das 

Gespräch über den militärischen Kon- 

sultations- und Austauschprozess fort

setzen, als positives Signal gewertet. 

Allerdings gilt es auf dem Weg zu 

einem funktionierenden Mechanismus 

noch viele Hürden aus dem Wege zu 

räumen. Bereits während des USA- 

Besuchs Hu Jintaos war als eine der 

Haupthürden der aus Sicht der USA 

auch schon vor der infolge des Zusam

menstoßes eines amerikanischen Auf

klärungsflugzeugs mit einem chinesi

schen Abfangjäger vor der chinesi

schen Küste vor eineinhalb Jahren 

erfolgten Unterbrechung der Zusam

menarbeit in Militärangelegenheiten 

bestehende Mangel an Reziprozität in 

diesem Kontext benannt worden. Bei

jing lasse, so hieß es damals und auch 

noch heute im Pentagon, Transparenz 

in Militärangelegenheiten vermissen, 

während es auf der anderen Seite in 

der Vergangenheit von den gewähr

ten Einsichten in die Verteidigung 

der USA erheblich profitieren konn

te. Ganz undiplomatisch und letztlich 

auch nicht recht schlüssig war aus dem 

Pentagon erst kürzlich der Vorwurf er

hoben worden, China habe Program

me des bilateralen militärischen Aus- 

tauschs zur Spionage missbraucht.

Obwohl das Thema Transparenz einen 

zentralen Punkt in den dreitägigen 

Konsultationen Rodmans in Beijing 

darstellte, wurden auch jetzt offen

sichtlich keine Fortschritte erzielt. Aus 

chinesischer Sicht waren die Gesprä

che dennoch zumindest in dieser Hin

sicht bedingt erfolgreich. China hat 

es verstanden, sich im Zusammen

hang mit der US-Forderung nach mehr 

Transparenz auf chinesischer Seite ge

schickt aus der ursprünglich schlech

ten Verhandlungsposition herauszu

manövrieren und den Schwarzen Peter 

an die USA zurückzugeben. Vor dem 

Besuch hatte es im Pentagon geheißen, 

sollte China auf die amerikanischen 

Forderungen eingehen, könne man von 

einem echten Durchbruch sprechen. 

Würden diese abgelehnt werden, kön

ne die chinesische Seite zumindest für 

das Scheitern der Reetablierung mili

tärischer Beziehungen verantwortlich 

gemacht werden - eine Situation also, 

die die US-Regierung sowohl innenpo

litisch als auch außenpolitisch in posi

tivem Licht erscheinen ließe. Dass ei

ne solche Einschätzung gelinde gesagt 

etwas blauäugig war, zeigte sich wäh

rend des Besuchs Rodmans in Beijing 

nur zu deutlich.

So hätte dem Pentagon klar sein müs

sen, dass Gespräche unterhalb der 

Ebene der Fachminister oder gar der 

Staatschefs kaum dazu geeignet sind, 

Durchbrüche in welcher Frage auch 

immer zu verkünden. Hinzu kommt 

die offensichtliche Lähmung der chi

nesischen Politik im Vorfeld des Par

teitags im Herbst. Aber auch die Ge

fahr, den Schwarzen Peter zugescho

ben zu bekommen, wusste die chine

sische Diplomatie geschickt abzuwen

den. So präsentierte man dem ameri

kanischen Besucher kurzerhand einen 

chinesischen Plan für „Transparenz, 

Dauerhaftigkeit und Reziprozität“ in 

den bilateralen militärischen Bezie

hungen - wohlwissend, dass die USA 

diesem aufgrund zu geringen Entge

genkommens der chinesischen Regie

rung keinesfalls zustimmen würden.

Da Rodman im US-Verteidigungs

ministerium federführend mit dem 

„Kampf gegen den Terrorismus“ be

traut ist, liegt jedoch nahe, dass der 

Besuch nicht zuletzt dazu gedient ha

ben wird, Möglichkeiten einer Annä

herung der Positionen hinsichtlich ei

nes von den USA offenbar geplanten 

und von China kategorisch abgelehn

ten militärischen Angriffs auf den Irak 

auszuloten. Gesprächsthemen dürften 

sicher auch Erklärungen Washingtons 

über das Verhältnis zwischen der USA 

und Russland wie auch amerikanische 

Warnungen vor chinesischen Schritten 

gegen amerikanische strategische Inte

ressen in der Region gewesen sein.

Strittige Themen und Raum für Un

terstellungen sind im chinesisch-ame

rikanischen Verhältnis mehr als ge

nug vorhanden. So sehen sich chinesi

sche Wissenschaftler in ihrer nach dem 

11.9.2001 getroffenen Prognose bisher 

bestätigt, dass die USA die Bekämp

fung der Taliban in Afghanistan dazu 

nutzen würden, sich dauerhaft militä

risch in Zentralasien festzusetzen und 

damit letztlich chinesische Interessen 

zu bedrohen. Grundsätzlich sieht Chi

na die USA als Hegemonialmacht auch 

vor der eigenen Haustür an, deren Ziel 

es ist, den Aufstieg Chinas in die Po

sition einer Weltmacht zu verhindern. 

Dazu dienen aus chinesischer Sicht 

Waffenverkäufe und Zusammenarbeit 

mit Taiwan ebenso wie die strategi

sche Verteidigungsinitiative der USA 

oder Versuche der Bildung einer Alli

anz mit Japan und Indien gegen Chi

na.
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Misstrauen und Unterstellungen herr

schen jedoch auch auf der anderen, 

der amerikanischen, Seite vor. Dort 

ist man in Sicherheitskreisen davon 

überzeugt, dass China über kurz oder 

lang zum direkten „strategischen Ri

valen“ der USA werden wird. Die Mo

dernisierung der chinesischen Vertei

digung diene primär, so meint man 

dort, der Neutralisierung der amerika

nischen Flottenpräsenz im westlichen 

Pazifik. China unternehme den Ver

such, auf Kosten der Stellung der USA 

in der Region zur dominanten Regio

nalmacht aufzusteigen. Indirekt wird 

damit die chinesische Kritik bestätigt, 

die Vereinigten Staaten seien eine He

gemonialmacht. Auf beiden Seiten ist 

man jedoch sichtlich bemüht, die Ri

valität nicht zu einem offenen Kon

flikt werden zu lassen. Vielmehr versu

chen sowohl Washington als auch Bei

jing in einer Vielzahl von Kontexten 

jeweils strategische Vorteile auf Kos

ten des jeweils anderen zu realisieren. 

Konnten die USA im Hinblick auf die 

Stationierung ihrer Truppen in Zent

ralasien in diesem Spiel um Macht 

und Einfluss gegen China punkten, so 

scheint die Volksrepublik gegenwärtig 

bemüht, insbesondere die Position Ja

pans als Hauptverbündeten der Verei

nigten Staaten in der Region zu schwä

chen.

Nicht immer herrscht dabei jedoch Ra

tionalität zwischen den USA und Chi

na. Dass chinesische Politiker innen

politisch punkten können, wenn sie in 

der Bevölkerung weit verbreitete anti

amerikanische Ressentiments schüren, 

indem die US-Regierung dafür ver

antwortlich gemacht wird, dass China 

der ihm zustehende Rang in der Welt 

bislang verwehrt bleibt, ist hinläng

lich bekannt. Auch in den Vereinig

ten Staaten ist China als außenpoliti

scher Prügelknabe und potenzielle Ge

fahr für die USA durchaus nicht unpo

pulär. Neu ist allerdings das Ausmaß 

der Paranoia. So unterstellen sowohl 

der jüngste jährliche Pentagonbericht 

über die militärische Macht Chinas als 

auch eine vom Kongress in Auftrag 

gegebene Studie, dass die VR Chi

na aggressiv gegen die USA spioniere 

und dabei auch Gebrauch von beinahe 

60.000 chinesischen Auslandsstuden

ten sowie von Wissenschaftlern, Dip

lomaten und Firmen in den Vereinig

ten Staaten mache. Diese Vorwürfe er

scheinen nicht nur wenig substantiiert,

sondern wurden in ähnlicher Form vor 

zehn Jahren auch gegen Japan erho

ben.

Letztlich ist es jedoch nach wie vor 

Taiwan, das längerfristig der kritischs

te Streitpunkt in den bilateralen Be

ziehungen zwischen China und den 

USA bleiben wird. Erst in der ers

ten Julihälfte provozierte Washington 

scharfen Protest aus Beijing, als ver

lautbarte, die USA prüften Taiwan 

Zugriff zu 200 AIM-120 Luft-Luft-Ra

keten zu gewähren. Diese Waffen hatte 

Taiwan bereits von den USA gekauft. 

Aufgrund der US-Politik, keine Rake

tentechnologie in die Region zu expor

tieren, werden die Systeme bislang je

doch auf einem US-Militärstützpunkt 

für Taiwan gelagert. Hintergrund des 

neuen Vorschlags zur Weiterreichung 

der Waffensysteme an Taiwan, der das 

chinesische Außenministerium zu der 

Klarstellung an die USA veranlass

te, Taiwan sei kein Protektorat der 

Vereinigten Staaten, war ein voraus

gegangener erfolgreicher chinesischer 

Test mit russischen AA-12 Luft-Luft- 

Raketen. Auch Pläne der Falken im 

amerikanischen Kongress, die militäri

schen Beziehungen mit Taiwan zu in

tensivieren und auch zu formalisieren 

bergen erheblichen zukünftigen Kon

fliktstoff zwischen den USA und der 

VR China. (SCMP, 3.7., 10.7., 15.7., 

17.7.02; Wen Wei Po online, 10.7.02, 

nach FBIS, 11.7.02; ST, 13.7.02; WSJ,

11.7., 24.7.02; XNA, 12.7.02; Xinhua, 

14.7.02, nach BBC PF, 15.7.02) -kg-

2 Ein Jahr sino-russischer

Freundschaftsvertrag

Den ersten Jahrestag des Beste

hens des russisch-chinesischen Ver

trags über gutnachbarliche Beziehun

gen über Freundschaft und Zusam

menarbeit begingen die Vertragspart

ner mit gegenseitigen Besuchen hoch

rangiger Politiker. Während der chine

sische Vizepremier Li Lanqing Mitte 

Juli in Moskau vom Premier der Rus

sischen Föderation Kasyanow empfan

gen wurde, waren in Beijing Außen

minister Tang Jiaxuan, Vizepremier 

Qian Qichen und Präsident Jiang Ze- 

min die Gesprächspartner von Wladi

mir Rushailo, Sekretär des russischen 

Sicherheitsrats.

In begleitenden Presseveröffentlichun

gen wurde der Vertrag in China als

Meilenstein in der Geschichte der 

russisch-chinesischen Beziehungen ge 

würdigt, der großen Einfluss auf Frie

den und Stabilität in der Region 

und in der ganzen Welt habe. Auf 

der Grundlage dieses Vertrages, so 

von Xinhua zitierte Ausführungen ei

nes chinesischen Außenpolitikexper

ten, könnte eine gerechte und rationale 

Weltordnung aufgebaut werden. Bei

spielgebend sei die „vollständig neue 

Idee“ von internationalen Beziehun

gen, die mit dem Dogma des Kal

ten Krieges aufräumten, Länder könn

ten entweder miteinander alliiert oder 

in Konfrontation zueinander existie

ren. Russland und China hätten eine 

neue Art der bilateralen Beziehungen 

verwirklicht, die ohne Bündnis, ohne 

Konfrontation existiere und nicht ge

gen einen Drittstaat gerichtet sei.

Vergegenwärtigt man sich allerdings 

die Entwicklung der russisch-chine

sischen Beziehungen seit Unterzeich

nung des Vertrags, so kommt man 

nicht umhin einen Stillstand zu kon

statieren. Vielmehr scheint die politi

sche Distanz zwischen beiden Staaten 

im Zuge der Westorientierung Russ

lands eher gewachsen zu sein. Un

terschiedliche Sichtweisen auf Stellen

wert, Inhalt und Zukunft des Ver

trages und damit auch der bilate

ralen Beziehungen scheinen bei al

ler oberflächlich zur Schau getrage

ner Übereinstimmung zu überwiegen. 

In China wurden in den bilateralen 

Gesprächen so immer wieder Fragen 

der Sicherheitszusammenarbeit the

matisiert. Qian Qichen beispielsweise 

wünschte sich eine verstärkte Koope

ration der GUS mit China im Rahmen 

der Shanghai Cooperation Organisa

tion. Auch für Tang Jiaxuan war Si

cherheit das zentrale Thema im Ge

spräch mit Rushailo. Da sich Russland 

aus chinesischer Sicht sicherheitspoli

tisch zu den USA hingewendet hat, 

warb Tang für den chinesischen Stand

punkt, dass die gegenwärtige „unfaire 

und irrationale“ Weltwirtschaftsord

nung den eigentlichen Grund für Un

sicherheit in der Welt darstelle und 

Russland und China in dieser Hinsicht 

eine große Übereinstimmung ihrer na

tionalen Interessen aufwiesen.

Anders als die chinesischen Stellung

nahmen zum einjährigen Bestehen des 

Vertrags, die Ausdruck einer auf die 

Zukunft weisenden chinesischen Hoff

nung auf strategische Zusammenar-
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liehen Austausch über die Frage der 

„Entwicklung der chinesischen See

macht seit dem sino-japanischen Krieg 

1894-1895“. Zeitungsmeldungen war 

zu entnehmen, dass es in den Gesprä

chen zwischen pensionierten taiwani

schen Generälen und aktiven hoch

rangigen VBA-Vertretern aber auch 

vor allem um die Etablierung von 

vertrauensbildenden Maßnahmen und 

von Mechanismen zwischen beiden Ar

meen ging, die angesichts der fort

schreitenden Aufrüstung auf beiden 

Seiten der Taiwan-Straße (vgl. C.a., 

2002/6, Ü 3) zur Vermeidung „verse

hentlicher Kriegshandlungen“ beitra

gen sollen. Über die konkreten In

halte des Meinungsaustauschs wur

de nichts bekannt. Allerdings scheint 

man die Thematik auf beiden Sei

ten sehr ernst zu nehmen, nahm doch 

neben sechs pensionierten Generälen, 

zwei Parlamentariern der DPP und ei

nem der KMT auf taiwanischer Sei

te auch der stellvertretende Direktor 

der Planungs- und Forschungsabtei

lung des für die Formulierung der tai

wanischen Chinapolitik zuständigen 

Mainland Affairs Council, Zhang Shu- 

di, teil. (WSJ, 17.7.02; ST, 18.7.02; 

Ming Bao online, 18.7.02, nach FBIS, 

24.7.02) -kg-

5 Streit um amerikanische

UNFPA-Beiträge

In einem überraschenden Schritt er

klärte der amerikanische Außenminis

ter Colin Powell die Einstellung der 

Beitragszahlungen zum Bevölkerungs

fonds der Vereinten Nationen UNFPA. 

Die US-Regierung begründete dies mit 

den Tätigkeiten des UNFPA in Chi

na. Der Bevölkerungsfonds, der welt

weit Programme in den Bereichen Fa

milienplanung, Fortpflanzungsmedizin 

und AIDS-Prävention betreibt, habe, 

so der amerikanische Vorwurf, in Chi

na indirekt die dortige Ein-Kind-Poli- 

tik und damit auch Zwangsabtreibun

gen und Zwangssterilisationen unter

stützt.

Die Verweigerung der Bereitstellung 

von Beiträgen im Umfang von 34 

Mio. US$ beruht auf der engen Aus

legung eines amerikanischen Bundes

gesetzes aus dem Jahr 1985, das 

Zuschüsse an Organisationen verbie

tet, die unfreiwillige Abtreibungen 

und Zwangssterilisationen unterstüt

zen. Der Rückzug der US-Regierung 

kam umso überraschender, als eine 

Delegation des amerikanischen Außen

ministeriums erst im Mai in China 

festgestellt hatte, dass der UN-Be- 

völkerungsfonds zumindest wissentlich 

keine solchen Programme in den 32 

chinesischen Kreisen finanziere, in de

nen er tätig sei. Im Untersuchungsbe

richt wurde lediglich für die Fortset

zung der Praxis votiert, nach der keine 

amerikanischen Mittel in Programmen 

in China eingesetzt werden sollen.

Das chinesische Außenministerium 

reagierte auf die Verweigerung der 

Beiträge und die Begründung dafür 

seitens der USA denn auch entspre

chend ungehalten. Ein Sprecher der 

chinesischen Botschaft in Washington 

sprach aus, was Kommentatoren eben

falls vermuten: Die US-Regierung ha

be sich zu diesem Schritt aus innenpo

litischen Erwägungen hinreißen lassen. 

Zuständig für diese Entscheidung der 

USA hatte offensichtlich auch nicht 

Außenminister Powell gezeichnet, der 

noch im vergangenen Jahr die Tätig

keiten der UNFPA als unersetzbar ge

würdigt hatte. Er war offensichtlich 

lediglich Verkünder einer im Weißen 

Haus direkt getroffenen Entscheidung. 

Interessant fiel auch die Reaktion der 

chinesischen Zentralbehörde für Fami

lienplanung aus, die jeden Verdacht, 

UNFPA-Gelder würden zur Durchfüh

rung unfreiwilliger Abtreibungen und 

Sterilisationen in China verwendet, als 

haltlos bezeichnete. In den 32 Kreisen, 

in denen UNFPA-Programme durch

geführt werden, gebe es dergleichen 

definitiv nicht, auch wenn man nicht 

ausschließen könne, dass es in an

deren Teilen Chinas zu solch „unge

wöhnlichen Vorkommnissen“ wie er

zwungenen Abtreibungen gekommen 

sei. (AFP, 22.7.02, nach FBIS, 23.7.02; 

AFP, 23.7.02, nach FBIS, 24.7.02; 

NZZ, 24.7.02) -kg-

6 Britischer Außenminister in 

China - unspektakulär

Eine interessante Zweiteilung wies 

Mitte Juli der zweitägige Besuch des 

britischen Außenministers Jack Straw 

in Beijing auf. Während in den politi

schen Gesprächen die weitere Ausdeh

nung der Wirtschaftskooperation zwi

schen beiden Staaten sowie die enge

re Zusammenarbeit im Rahmen des

Weltsicherheitsrates im Vordergrund 

standen, wurden die konfliktträchtige

ren Themen Menschenrechte und die 

Politik der Nichtverbreitung von Mas

senvernichtungswaffen von Straw le

diglich in einem Vortrag vor Studen

ten der Qinghua Universität angespro

chen. Viel Gehör fand Straw für seinen 

Vortrag allerdings auch bei den chine

sischen Studenten nicht - er sprach vor 

nur halb gefüllten Rängen.

Im offiziellen politischen Gespräch mit 

seinem Gastgeber Qian Qichen stimm

te Straw der chinesischen Beurteilung 

der Lage der Welt und der Region 

im Prinzip zu, nachdem dieser be

tont hatte, zwischen den Hauptmäch

ten der Welt bestünden gute Bezie

hungen, man sei sich einig in Fra

gen der Terrorismusbekämpfung, und 

Weltfrieden sei auf dieser Grundlage 

ein erreichbares Ziel. Straw führte wei

ter aus, sein Land wünsche eine ak

tive Rolle Chinas in der Weltpolitik. 

Beide Staatsmänner stimmten darin 

überein, dass sie als Ständige Mitglie

der des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen in besonderem Maße Verant

wortung zu tragen hätten.

Auch die wirtschaftlichen Beziehun

gen zwischen beiden Ländern gedei

hen. China und Großbritannien kön

nen für das vergangene Jahr auf ein 

Handelsvolumen von mehr als 10 Mrd. 

US$ zurückblicken, was das Vereinig

te Königreich zum führenden Han

delspartner Chinas in der Europäi

schen Union macht. Chinesische - 

meist staatliche - Firmen engagieren 

sich darüber hinaus vermehrt in Groß

britannien. Chinesische Investitionen 

in den Bereichen Handel, Finanzen, 

Dienstleistungen und Hightech belau

fen sich bislang allerdings nur auf gut 

59 Mio. Euro. Auch die Beschäfti

gungseffekte sind bisher zu vernach

lässigen, beschäftigen die inzwischen 

130 dort ansässigen chinesischen Fir

men doch lediglich 1.000 überwiegend 

aus China selbst stammende Mitarbei

ter.

Aufgrund der Rolle des Vereinigten 

Königreichs als ehemalige Kolonial

macht blieb natürlich auch das The

ma Hongkong nicht aus. Hier konnte 

in der Bewertung der letzten fünf Jah

re nach der Übergabe der Kronkolonie 

und der Pachtgebiete an China jedoch 

offensichtlich kein vergleichbar großer 

Konsens zwischen Straw und Qian 
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hergestellt werden. Straw beschränk

te sich darauf zu konstatieren, das 

„Gesamturteil“ für das in Hongkong 

eingeführte Prinzip „Ein Land, zwei 

Systeme“ falle positiv aus. Das war 

offensichtlich weniger, als seine chi

nesischen Gesprächspartner sich ge

wünscht hatten. Zusätzlich schränkte 

Straw ein, der Erfolg Hongkongs be

ruhe im Wesentlichen auf der Herr

schaft des Gesetzes, dem Prinzip der 

Good Governance und der hohen Qua

litätsstandards hinsichtlich der öffent

lichen Einrichtungen - alles Faktoren, 

die sich Großbritannien selbst zurech

net.

Die im Anschluss an einen nachfol

genden Besuch Straws in Hongkong 

geäußerte Einschätzung, die ehemali

ge Kronkolonie habe sich in den ver

gangenen fünf Jahren im Wesentlichen 

zwar positiv entwickelt, doch die zu

nehmenden Restriktionen im Zusam

menhang mit Demonstrationen gä

ben Anlass zur Sorge, zogen postwen

dend heftige Kritik aus China nach 

sich. Im chinesischen Außenministe

rium verbat man sich ausdrücklich 

derartige „leichtsinnige Kommentare“ 

der britischen Seite zu ausschließlich 

innenpolitischen Angelegenheiten des 

chinesischen Staates. (SCMP, 15.7., 

17.7.02; XNA, 16.7., 19.7.02; RTHK 

Radio 3 online, 26.7.02, nach BBC PF, 

27.7.02) -kg-

7 Scheckbuchdiplomatie im 

Südpazifik

„Im Lichte der Interessen und des ge

meinsamen Wunsches der Völker bei

der Staaten entschieden die Volksre

publik China und die Republik Nauru 

am 21. Juli 2002 sich gegenseitig anzu

erkennen und diplomatische Beziehun

gen auf Botschafterebene aufzuneh

men. Das ist eine Sache, die wert ist 

gefeiert zu werden.“ In diesem pathe

tischen Wortlaut meldete die Online- 

Ausgabe der Renmin Ribao den diplo

matischen Erfolg der chinesischen Re

gierung im Südpazifik.

In Hongkong waren am genannten Da

tum der Präsident der Republik Nau

ru (21 km2, 12.000 Einwohner, davon 

3.000 Gastarbeiter aus Kiribati und 

Tuvalu) und Zhou Wenzhong für das 

chinesische Außenministerium zu of

fiziellen Gesprächen zusammengetrof

fen. Der Präsident Naurus, Rene Har

ris, nahm in diesem Zusammenhang 

das von chinesischer Seite unterbreite

te Angebot über Finanzhilfen im Um

fang von 60 Mio. US$ und eines Schul

denerlasses in Höhe von zusätzlich 77 

Mio. US$ an und erklärte sich dafür 

bereit, die seit 1980 bestehenden dip

lomatischen Beziehungen zu Taiwan 

zu beenden und stattdessen die VR 

China allein anzuerkennen.

Trotz der dringend benötigten chine

sischen Finanzhilfen und des Verzichts 

auf den Schuldendienst an die VR Chi

na war die Entscheidung des Regie

rungschefs im Kabinett des vor dem 

wirtschaftlichen Ruin stehenden Nau

ru nicht unumstritten. Drei der fünf 

Minister der Regierung Harris kriti

sierten den Schritt.

Taiwan reagierte auf die Nachricht aus 

Hongkong mit einem Ultimatum an 

Nauru. Binnen 24 Stunden sollte die 

Regierung Naurus ihre Entscheidung 

rückgängig machen. Allerdings erwar

tete auch in Taiwan offensichtlich nie

mand eine derartige Kehrtwendung. 

Offensichtlich konnte oder wollte die 

taiwanesische Regierung im finanziel

len Poker um die diplomatische An

erkennung des unbedeutenden Pazifik

staats nicht mithalten und erklärte da

raufhin einen Tag später seinerseits 

den Abbruch der diplomatischen Be

ziehungen mit Nauru.

Auch für die Volksrepublik China hat 

die politische Anerkennung ihrer un

geteilten Souveränität über das ge

samte chinesische Territorium und ih

res Alleinvertretungsanspruchs nicht 

mehr als symbolischen Wert. Die au

ßenpolitische Isolierung Taiwans ist 

nur ein Baustein der vielgestalti

gen Strategie für eine Wiedervereini

gung mit Taiwan. So ist zu erwar

ten, dass weitere ähnliche diplomati

sche Erfolgsmeldungen folgen werden. 

Schließlich unterhält Taiwan noch offi

zielle zwischenstaatliche Beziehungen 

zu 27 meist verarmten Staaten in 

Afrika und in Lateinamerika. (WSJ, 

21.7.02; XNA, 22.7.02; RMRB online, 

22.7.02, nach BBC PF, 23.7.02; NZZ, 

26.7.02) -kg-

8 Spratly-Anrainer geschlossen 

gegen China

Der VR China könnte es zukünf

tig schwerer fallen, ihre Interessen im 

Südchinesischen Meer gegen die Kon

kurrenten aus der Region durchzu

setzen. Darauf deutet der Schulter

schluss der in der ASEAN organi

sierten südostasiatischen Staaten hin, 

die wie China Gebietsansprüche in 

der Meeresregion geltend machen. Von 

ASEAN-Diplomaten als Meilenstein 

gefeiert, sprechen die betroffenen süd

ostasiatischen Staaten im Zusammen

hang mit den Bemühungen um einen 

Code of Conduct für das Südchinesi

sche Meer erstmals mit einer Stimme. 

In der zweiten Julihälfte wurde der 

gemeinsame Entwurf eines solchen 

Dokumentes vorgestellt. Anders als 

ursprünglich zwischen den ASEAN- 

Mitgliedern und mit der VR Chi

na verhandelt, soll der Verhaltensko

dex nicht auf die zwischen verschie

denen Staaten umstrittenen Spratlys 

beschränkt bleiben, sondern vielmehr 

auf Druck insbesondere der Philippi

nen Geltung im gesamten Südchinesi

schen Meer besitzen. Die Philippinen 

hatten auf der erweiterten räumlichen 

Gültigkeit bestanden, weil zwischen 

ihnen und China ein ungelöster Disput 

um Scarborough Shoal besteht. Unter

stützt wurde der Vorschlag von Viet

nam im Hinblick auf seine Territori

alprobleme mit China im Gebiet der 

Paracel Inseln.

Sinn und Zweck des Verhaltenskodex 

ist es, militärische Zusammenstöße in 

dem von ungeklärten Territorialan

sprüchen geprägten Seegebiet zu ver

hindern. Um China überhaupt ins ge

meinsame Boot zu holen, verständig

te man sich auf Anraten Malaysias 

darauf, dass es sich nicht um einen 

völkerrechtlich verbindlichen multila

teralen Vertrag handeln solle, sondern 

vielmehr um nicht bindende politische 

Erklärungen aller beteiligten Staaten. 

Einem Vertrag hätte die Volksrepu

blik schon nicht zustimmen können, 

da auch Taiwan zu den Akteuren im 

territorialen Streit im Südchinesischen 

Meer zählt. Die Philippinen und Vi

etnam hatten angesichts jüngerer Dis

pute mit China ein bindenderes Ver

tragswerk favorisiert.

Die Version des Code of Conduct, über 

die nun zwischen den Philippinen, Ma

laysia, Vietnam und Brunei Einigung 

erzielt wurde, enthält weiterhin Ele

mente vorheriger Vorschläge. So soll 

beispielsweise die Navigationsfreiheit 

in dem Gebiet unangetastet bleiben. 

Weiterhin sollen sich alle betroffenen
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Nationen verpflichten, sich gegenseitig 

vor der Durchführung von Militärma- 

növern zu unterrichten und auch jede 

Neubesetzung von Teilen der umstrit

tenen Regionen zu verhindern. (WSJ,

16.7., 26.7.02) -kg-

9 Deutlichere Grenze zwischen 

China und Vietnam

Unter den Augen der eigens zu die

sem Zweck angereisten chinesischen 

und vietnamesischen Verhandlungs

führer in den langwierigen Verhand

lungen über den Verlauf der gemein

samen Grenze wurde am 13. Juli bei 

Hekou eine neue Markierung gesetzt, 

die die Grenzlinie zwischen der chi

nesischen Provinz Yunnan und Viet

nam bezeichnet. Der stellvertretende 

chinesische Außenminister und Leiter 

der Verhandlungsdelegation Wang Yi 

und sein vietnamesischer Counterpart 

Le Cong Phung zeigten sich während 

der Zeremonie zufrieden über das Er

reichte und zuversichtlich im Hinblick 

auf zukünftige Schritte. Bereits En

de Juli erfolgte die weniger zeremo

nielle Setzung der dritten offiziellen 

Grenzmarkierung am vietnamesischen 

Grenzübergang Thanh Thuy.

Damit sind drei Grenzsteine von ins

gesamt 1.500 derartiger Markierungen 

gesetzt worden, die innerhalb von drei 

Jahren entlang der 1.350 km langen 

gemeinsamen Landgrenze folgen sol

len. Einigkeit über den Verlauf der 

Grenzlinie zwischen beiden Staaten 

war erst 1999 nach acht Jahre an

dauernden zähen Verhandlungen her

gestellt worden. Die Gespräche hat

ten sich damals als schwierig erwie

sen, weil von vietnamesischer Seite der 

Vorwurf erhoben wurde, chinesische 

Truppen hätten bei ihrer Invasion vi

etnamesischen Gebiets im Krieg von 

1979 zahlreiche Grenzsteine versetzt, 

um so vietnamesisches Territorium zu 

annektieren. Auch heute, drei Jahre 

nach Beilegung des Grenzstreits, ist in 

Vietnam die Kritik an den Zugeständ

nissen der vietnamesischen Regierung 

an China nicht verstummt.

Zwar wurde der Verlauf der Land

grenze im Vertrag von 1999 von bei

den Staaten fest gelegt. Aber bis heute 

überwiegt vor Ort die Unklarheit da

rüber, wo das Territorium des einen 

Staates endet und das des anderen be

ginnt. Wie notwendig hier eine sicht

bare Demarkation ist, zeigt ein Vor

fall, bei dem erst im Mai ein chine

sischer Milizoffizier in einem Schuss

wechsel mit vietnamesischen Polizis

ten getötet und ein weiterer schwer 

verletzt wurde. Die chinesische Mi

lizeinheit aus Yunnan hatte offenbar 

eine Gruppe von Kriminellen verfolgt, 

als sie seitens der vietnamesischen Po

lizei unter Beschuss genommen wur

de. Bis zum heutigen Tage konnte 

nicht geklärt werden, auf welcher Seite 

der chinesisch-vietnamesischen Gren

ze sich der Vorfall ereignete. Mit der 

zügigen Setzung der Grenzsteine er

hofft man sich daher auch, den Ver

lauf der Demarkationslinie deutlicher 

sichtbar zu machen und damit die Ge

fahr derartiger Vorfälle zu verringern. 

(XNA, 12.7.02; SCMP, 15.7.02; ST, 

15.7.02; WSJ, 11.7.02; Voice of Viet

nam online, 28.7.02, nach BBC PF, 

29.7.02) -kg-

10 Botschaftssekretär in Kirgis

tan erschossen

Am Abend des 29. Juni 2002 wurde 

in der kirgisischen Hauptstadt Bish- 

kek der erste Sekretär der chinesi

schen Botschaft, Wang Jianping, er

schossen. Wang befand sich zum Zeit

punkt seiner Ermordung im Auto 

eines uighurischen Geschäftsmannes 

chinesischer Nationalität, der eben

falls getötet wurde.

Erste Vermutungen des kirgisischen 

Innenministeriums, der Mord an den 

beiden Personen könne einen politi

schen Hintergrund besitzen, führten 

sehr schnell zu Agentur- und Presse

meldungen, in denen uighurische Se

paratisten, die für eine Unabhängig

keit Xinjiangs eintreten, als Attentä

ter identifiziert wurden. Insbesonde

re die russische Agentur ITAR-TASS 

wähnte sich sicher, dass Mitglieder 

der Bewegung Freies Turkestan SHAT 

(Shark Azatlyk Taskhilaty) für die 

Morde verantwortlich zeichneten.

Auch die in Singapur erscheinende 

Straits Times beteiligte sich lebhaft an 

den Spekulationen um die Hintergrün

de der Tat und wollte aus chinesischen 

Quellen wissen, das Attentat sei als 

Rachetat für die bereits im vergange

nen Jahr verhängte Todesstrafe gegen 

einen usbekischen Uighuren und An

gehörigen einer uighurischen Separa

tistengruppe, der für die Ermordung 

von drei Mitgliedern einer Delegation 

aus Xinjiang im letzten Jahr verant

wortlich gemacht wurde, zu verstehen.

All diese Spekulationen erwiesen sich 

letztlich jedoch als haltlos. Ein po

litischer Hintergrund des spektakulä

ren Doppelmords konnte ausgeschlos

sen werden. Es deuteten vielmehr alle 

Anzeichen darauf hin, dass der chine

sische Diplomat starb, weil er sich in 

„schlechte Gesellschaft“ begeben hat

te. Das kirgisische Innenministerium 

und die chinesische Arbeitsgruppe, die 

zur Unterstützung der Ermittlungen 

der kirgisischen Behörden angereist 

war, kamen zu der Überzeugung, dass 

der Geschäftsmann, in dessen Beglei

tung sich Wang befunden hatte, das 

eigentliche Ziel des Anschlags war.

Man geht inzwischen offensichtlich 

von einem Auftragsmord an Um

ar Nurmukhamedov aus Xinjiang im 

Zusammenhang mit wirtschaftlichem 

Hintergrund aus. Als möglicher Draht

zieher wurde der uighurische Ge

schäftsmann chinesischer Nationalität 

Tursun Khalil verhaftet, der den Frei

luftmarkt von Bishkek betreibt. Auch 

sein Fahrer wurde festgenommen, da 

dieser die Täter zum Tatort gefahren 

haben soll. (ZXS, 30.6.02, nach BBC 

PF, 2.7.02; ITAR-TASS, 30.6.02, nach 

BBC PF, 1.7.02; ITAR-TASS, 1.7.02, 

nach BBC PF, 2.7.02; RIA, 1.7.02, 

nach BBC PF, 2.7.02; NZZ, 1.7., 

7.7.02; FT, 2.7.02; Interfax, 2.7.02, 

nach BBC PF, 3.7.02; RMRB online, 

2.7.02, nach BBC PF, 3.7.02; ST, 2.7., 

5.7.02; SCMP, 3.7.02) -kg-

Innenpolitik

11 Vorbereitungen auf den 16. 

Parteitag: Weiter Unklar

heit über Termin und Nach

folgeregelung

Nach mehrmonatigen intensiven Vor

bereitungen auf den 16. Parteitag, auf 

dem die höchsten Führungsgremien 

der Kommunistischen Partei Chinas 

neu besetzt werden sollen, besteht 

auch Ende Juli noch Unklarheit über 

den Termin sowie über die Nachfolge 

in den höchsten politischen Führungs

ämtern. Von den Gesprächen der Füh




